Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3455 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) -680 70-E-Ri 10/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die anzuwendenden 
Abschöpfungen bei der Einfuhr ausgewachsener Rinder 
und Fleisch von solchen mit Herkunft aus Jugoslawien. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Mai 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
vorschlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidiudcerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 


Sachgebiet 784 


Bonn, den 2. Juni 1972 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die anzuwendenden Abschöpfungen bei der Einfuhr 
ausgewachsener Rinder und Fleisch von solchen mit Herkunft 

aus Jugoslawien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaraents, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Einfuhr von Erzeugnissen des Rindfleischsek- 
tors regelt die Verordnung (EWG) Nr, 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Rindfleisch ^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2838/71 ‘^). 

Artikel 6 des Handelsabkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der So- 
zialistischen Föderativen Republik Jugoslawien*^) 
sieht eine Sonderregelung bei der Einfuhr von be- 
stimmten ausgewachsenen Rindern und bestimmtem 
Fleisch von solchen vor, die im Anhang zum Proto- 
koll Nr. 1 des genannten Handelsabkommens auf- 
geführt werden. 

Die Sonderregelung sieht vor, daß der Abschöp- 
fungsbetrag in den ersten zwei Jahren der Anwen- 
dung des Abkommens, d. h. vom 15. August bis 
31. Januar, nicht mehr als 80 v. H. der vollen Ab- 
schöpfung betragen darf, wenn festgestellt wird, daß 
der Preis auf dem Markt der Gemeinschaft 98 v. H. 
des Orientierungspreises übersteigt und niedriger 
oder gleich dem Orientierungspreis ist, und nicht 
mehr als 50 v. H. der Abschöpfung betragen darf, 
wenn festgestellt wird, daß der Preis auf dem Markt 
der Gemeinschaft den Orientierungspreis übersteigt 
und niedriger oder gleich 102 v. H. dieses Preises ist, 
wohingegen die Ermäßigung der Abschöpfung in der 
Zeit vom 1. Februar bis 14. August im ersten Fall 
25 V. H. und im zweiten Fall 50 v. H. beträgt. 

In dem Abkommen ist für das dritte Jahr seiner 
Anwendung eine geringere Ermäßigung der Ab- 
schöpfung vorgesehen. 

Angesichts der gegenwärtigen Marktlage auf dem 
Rindfleischsektor empfiehlt es sich, die in den ersten 
zwei Jahren des Abkommens angewandten Ermä- 
ßigungssätze beizubehalten - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Abweichung von den Bestimmungen des Arti- 
kels 10, Absatz 1, Unterabsatz 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 805/68 wird die auf die Einfuhren der 
Erzeugnisse der Tarifnummern 01.02 A II b) 2 aa), 
02.01 A II a) 1 bb) 11 aaa), 02.01 A II a) 1 bb) 22 aaa) 
02.01 A II a) 1 bb) 33 aaa) des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs, die im Rahmen des Abkommens EWG-Jugo- 
slawien eingeführt werden, anzuwendende Abschöp- 
fung für die jeweiligen Zeitabschnitte wie folgt 
festgelegt: 

a) bis zum 14. August 1972 und vom 1. Februar 1973 
bis zum 30. April 1973 

- auf 75 V. H. der gemäß Artikel 10, Absatz 1, Unter- 
absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 fest- 
gesetzte Abschöpfung, wenn festgestellt wird, daß 
der Preis der betroffenen Erzeugnisse auf den 
repräsentativen Märkten der Gemeinschaft 98 v. H. 
des Orientierungspreises übersteigt und niedriger 
oder gleich dem Orientierungspreis ist; 

- auf 50 V. H. der gemäß Artikel 10, Absatz 1, Un- 
terabsatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
festgesetzte Abschöpfung, wenn festgestellt wird, 
daß der Preis der betroffenen Erzeugnisse auf den 
repräsentativen Märkten der Gemeinschaft den 
Orientierungspreis übersteigt und niedriger oder 
gleich 102 v. H. des Orientierungspreises ist; 

b) vom 15. August 1972 bis 31. Januar 1973 

- auf 80 V. H. der gemäß Artikel 10, Absatz 1, Un- 
terabsatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 fest- 
gesetzte Abschöpfung, wenn festgestellt wird, daß 
der Preis der betroffenen Erzeugnisse auf den 
repräsentativen Märkten der Gemeinschaft 
98 V. H. des Orientierungspreises übersteigt und 
niedriger oder gleich dem Orientierungspreis ist; 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

2) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 286 
vom 30. Dezember 1971, S. 1 

•g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 13. März 1970, S. 2 
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- auf 50 V. H. der gemäß Artikel 10, Absatz 1, Un- 
terabsatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 fest- 
gesetzten Abschöpfung, wenn festgestellt wird, 
daß der Preis der betroffenen Erzeugnisse auf den 
repräsentativen Märkten der Gemeinschaft den 
Orientierungspreis übersteigt und niedriger oder 
gleich 102 v. H. des Orientierungspreises ist. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Artikel 6 des Handelsabkommens zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Jugoslawien 
sieht eine Sonderregelung bei der Einfuhr bestimm- 
ter ausgewachsener Rinder und Fleisch von solchen 
vor; die Einzel- und Besonderheiten dieser Regelung 
werden in dem Protokoll Nr. 1 im Anhang zum Ab- 
kommen festgelegt. 

Die Sonderregelung besteht darin, während be- 
stimmter Zeiträume des Jahres je nach der Preis- 
situation auf dem Markt der Gemeinschaft die Ab- 
schöpfung bei den Einfuhren zu ermäßigen. 

Für das dritte Jahr der Anwendung des Handels- 
abkommens, d. h. vom 1. Mai 1972 bis 30. April 1973, 
sieht das Protokoll eine gewisse degressive Staffe- 
lung der Ermäßigung der Abschöpfung vor, so daß 
nach Ablauf des Abkommens nicht plötzlich wieder 
die normale Einfuhrregelung angewandt werden 
muß. 

Auf der zweiten Tagung des Gemischten Ausschus- 
ses EWG-Jugoslawien am 10. und 11. April 1972 in 


Brüssel bat die jugoslawische Delegation die Ge- 
meinschaft, von der degressiven Staffelung abzu- 
sehen. In einem vertraulichen Briefwechsel im An- 
hang zum Abkommen war übrigens die Möglichkeit 
vereinbart worden, diese Frage unter Berücksichti- 
gung der inzwischen gewonnenen Erfahrung gemein- 
sam zu überprüfen. 

Angesichts der gegenwärtigen Marktlage auf dem 
Rindfleischsektor hat sich die Delegation der Ge- 
meinschaft, ohne jedoch den Grundsatz der degres- 
siven Staffelung in Frage zu stellen, bereit erklärt, 
nach praktischen Lösungen zu suchen, damit Jugo- 
slawien auch im dritten Jahr des Abkommens für die 
betreffenden Erzeugnisse in den Genuß derselben 
Einfuhrregelung wie in den ersten zwei Jahren ge- 
langt. 

Mit dieser Verordnung soll eine Lösung vorgeschla- 
gen werden, wonach vorgesehen ist, die im zweiten 
Jahr des Abkommens angewandte Einfuhrregelung 
für die restliche Laufzeit des Abkommens, das heißt 
bis 30. April 1973, autonom zu verlängern. 
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